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Erwägungen

E. 1.1
Angefochten ist ein Nichteintretensentscheid der Beschwerdekammer des
Bundesstrafgerichts, der vom Beschwerdeführer beanstandete Bedingungen der
Untersuchungshaft betrifft. Dagegen ist die Beschwerde in Strafsachen zulässig ( Art. 78
Abs. 1, Art. 79 und Art. 80 BGG ; HEIMGARTNER/KESHELAVA, in: Basler
Kommentar, Bundesgerichtsgesetz, 3. Aufl. 2018, N. 11 zu Art. 79 BGG ). Es handelt sich
um einen Zwischenentscheid, gegen den nur unter den Voraussetzungen von Art. 92 f. BGG
die Beschwerde ans Bundesgericht möglich ist. Praxisgemäss wird indessen bei
Beschwerden wegen formeller Rechtsverweigerung auf das Erfordernis des nicht wieder
gutzumachenden Nachteils gemäss Art. 93 Abs. 1 lit. a BGG verzichtet, weshalb die
Beschwerde insofern ohne Weiteres zulässig ist ( BGE 143 I 344 E. 1.2; 138 IV 258 E. 1.1;
je mit Hinweisen). Der Beschwerdeführer ist zudem gemäss Art. 81 Abs. 1 lit. b Ziff. 1
BGG zur Beschwerde berechtigt.

E. 1.2
Zu prüfen ist einzig, ob das Bundesstrafgericht zu Recht einen Nichteintretensentscheid
fällte (vgl. BGE 135 II 38 E. 1.2) oder ob die Eventualbegründung des angefochtenen
Entscheids bundesrechtskonform ist. Soweit der Beschwerdeführer darüber hinausgehend
verlangt, es sei die Rechtswidrigkeit der Haftbedingungen festzustellen und der
Verfahrensleitung entsprechende Anweisungen zu erteilen sowie eine spätere
Geltendmachung von Ersatzansprüchen vorzubehalten, ist auf die Beschwerde nicht
einzutreten.

E. 2.1
Im Rahmen seiner Eventualbegründung bestätigte das Bundesstrafgericht die
Rechtsauffassung des Zwangsmassnahmengerichts. Dieses hatte erwogen, dass es Aufgabe
der Kantone sei, die Beschwerdemöglichkeiten von inhaftierten Personen gegen die
Haftbedingungen zu regeln. Im Kanton Bern habe das Amt für Justizvollzug zur Klärung
strittiger Verhältnisse auf Antrag des Eingewiesenen eine schriftliche Verfügung zu
erlassen, die mit Beschwerde bei der Sicherheitsdirektion des Kantons Bern angefochten
werden könne. Dagegen stehe die Beschwerde an das Obergericht des Kantons Bern offen.

E. 2.2
Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers ist zutreffend, dass die
Beschwerdemöglichkeiten von in Untersuchungshaft befindlichen Personen von den
Kantonen geregelt werden ( Art. 235 Abs. 5 StPO ). Ausnahmen können sich ergeben bei
der akzessorischen Prüfung der Haftbedingungen in einem Haftprüfungsverfahren ( BGE
140 I 125 E. 2; 139 IV 41 E. 3; Urteil 1B_549/2018 vom 12. April 2019 E. 3.3 mit Hinweis
auf MARC FORSTER, Basler Kommentar, Schweizerische Strafprozessordnung, 2. Aufl.



2014 N. 7 und Fn. 37 zu Art. 220 StPO ; s. auch das den Beschwerdeführer selbst
betreffende Urteil 1B_465/ 2018 vom 2. November 2018 E. 4.5; ferner Urteil 1B_257/2014
vom 6. August 2014 E. 3.4) oder wenn es zur Vermeidung der Gabelung des Rechtswegs
erforderlich ist ( BGE 143 I 241 E. 4.4; Urteil 1B_141/ 2020 vom 20. August 2020 E. 5.4).
Ein derartiger Fall liegt hier nicht vor. Insbesondere ist nicht die Haftentlassung
Verfahrensgegenstand, vielmehr geht es einzig um die Haftmodalitäten.

E. 2.3
Mit der Auslegung der somit massgeblichen kantonalen Normen zur Vollzugsbeschwerde
nach Art. 235 Abs. 5 StPO durch das Zwangsmassnahmengericht setzt sich der
Beschwerdeführer nicht auseinander ( Art. 42 Abs. 2 und Art. 106 Abs. 2 BGG ).

E. 3
Die Kritik des Beschwerdeführers an der Eventualbegründung des angefochtenen
Entscheids ist somit unbegründet, soweit sie überhaupt hinreichend substanziiert wurde.
Seine Beschwerde ist deshalb abzuweisen, soweit darauf einzutreten ist.

Der Beschwerdeführer stellt ein Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege ( Art. 64 BGG ).
Da sich die Beschwerde als aussichtslos erwiesen hat, ist es abzuweisen. Die Gerichtskosten
sind deshalb dem Beschwerdeführer aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ). Eine
Parteientschädigung ist nicht zuzusprechen ( Art. 68 Abs. 1-3 BGG ).
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